
I m Rahmen des Projekts PORTAL 
GREEN II werden bis Ende 2025 
ein genehmigungsrechtlicher und 

ein technischer Leitfaden für den Neu-
bau, die Umstellung, den Betrieb und 
die Genehmigung von Wasserstoff-
Netzinfrastrukturen durch die Pro-
jektpartner DBI Gas- und Umwelttech-
nik, DVGW und Gesellschaft für Anla-
gen- und Reaktorsicherheit (GRS) ent-
wickelt. PORTAL GREEN II hat das 
Ziel, den Aufbau der Wasserstoff-Netz-
infrastruktur durch die Bereitstellung 
von praxisorientierten Leitfäden zu 
unterstützen. Bei der Erstellung der 
Leitfäden werden Stakeholder aus der 

Praxis mithilfe von Workshops und Be-
fragungen einbezogen. Zusätzlich wer-
den ebenfalls die Leitfäden zu Power-
to-Gas-Anlagen aus dem Vorgänger-
projekt PORTAL GREEN aktualisiert 
und teilweise erweitert. Das Projekt 
PORTAL GREEN II wird vom Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz (BMWK) gefördert und durch 
assoziierte Partner (Avacon Netz 
GmbH, epeg Energieplanung, EWE 
NETZ GmbH, Frank P. Matthes Inge-
nieurbüro, Thüga Aktiengesellschaft, 
TÜV Rheinland Industrie Service 
GmbH, Westnetz GmbH) aktiv unter-
stützt.

Der vorliegende Fachbeitrag gibt vor 
diesem Hintergrund einen Überblick 
über die genehmi gungsrechtlichen 
Teilergebnisse des Projekts. Der ge-
nehmigungsrechtliche Leitfaden liegt 
bereits im Entwurf vor und wird der-
zeit von Erfahrungsträgern und Behör-
den evaluiert.

Leitungen der  öffentlichen 
Gasversorgung

Der Fokus des genehmigungsrecht-
lichen Leitfadens liegt auf dem Neubau 
und der Umstellung von Leitungen der 
öffentlichen Gasversorgung auf Was-

Genehmigung von Wasserstoff- 
Netzinfrastrukturen: 
Neubau und Umstellung

Die Genehmigung des Neubaus von Wasserstoffleitungen und die Umstellung von Erdgasleitungen auf Wasserstoff 
sind wichtige Schritte in der Energiewende. Dafür ist es notwendig, schnell und effizient eine Wasserstoffinfra-
struktur in Deutschland aufzubauen. Dieser Fachbeitrag gibt eine Übersicht dazu, welche Anzeige- und Genehmi-
gungsprozesse für den Neubau von Wasserstoffleitungen und die Umstellung von Erdgasleitungen auf Wasserstoff 
erforderlich sind, und zeigt die aktuellen rechtlichen Unsicherheiten sowie Optimierungspotenziale auf. Es ist 
darauf hinzuweisen, dass die zu beachtenden genehmigungsrechtlichen Aspekte immer von dem spezifischen Vor-
haben abhängig und mit der zuständigen Behörde zu besprechen sind.

von: Josephine Glandien (DBI Gruppe), Dr. Florian Berchtold (Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit) &  
Denise Badowsky (DVGW e. V.)

Abb. 1: Neubau von Wasserstoffleitungen und wesentliche Änderungen/Erweiterungen
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5  km und einem Durchmesser von mehr als 
300 mm ist eine standortbezogene Vorprüfung 
des Einzelfalls zur Feststellung der UVP-Pflicht 
durchzuführen. Bei Leitungen mit einer Länge 
von 5 bis 40 km und einem Durchmesser von 
mehr als 300 mm sowie bei Leitungen mit einer 
Länge von mehr als 40 km und einem Durch-
messer von 300 bis 800 mm ist eine allgemeine 
Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. 
Dies ist in Nr. 19.2 der Anlage 1 des UVPG fest-
gelegt. Ergeben diese Vorprüfungen, dass keine 
UVP-Pflicht besteht, so kann unter Umständen 
eine Plangenehmigung möglich sein.

B

serstoff nach § 1 Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG) [1]. Diese Vorhaben, mit dem Ziel 
des Aufbaus der Wasserstoffinfrastruktur, wer-
den als Vorhaben mit überragendem öffentli-
chem Interesse eingestuft (§ 43  l Abs. 1 S. 2 
EnWG). Zudem gilt für Umstellvorhaben die 
Zulassungsfiktion nach dem § 43 l Abs. 4 und 5 
EnWG, d. h., bisherige behördliche Zulassun-
gen gelten fort. Die für den Betrieb notwendi-
gen Anlagen, insbesondere Verdichterstationen 
und Netzkopplungspunkte, sind in der Regel in 
dem entsprechenden Anzeige- oder Genehmi-
gungsverfahren enthalten. Hierzu empfiehlt 
sich eine frühzeitige Abstimmung mit der zu-
ständigen Behörde.

Genehmigung von Neubauvorhaben

Im Fall des Neubaus einer Wasserstoffleitung 
ergeben sich in Abhängigkeit von der Länge 
und dem Durchmesser des Leitungsvorhabens 
drei Möglichkeiten (Abb. 1):

• Planfeststellung, 
• Plangenehmigung oder
• fakultative Planfeststellung bzw.  Bean tragung 

der notwendigen Einzel genehmigungen

Für Leitungsvorhaben mit einem Durchmesser 
von 300 mm oder weniger ist zwar kein Plan-
feststellungs-/Plangenehmigungsverfahren 
durchzuführen. Allerdings heißt dies nicht, 
dass es genehmigungsfrei ist. Vielmehr sind un-
ter Umständen andere Genehmigungen einzu-
holen (z. B. forstrechtliche, wasserrechtliche 
und/oder naturschutzrechtliche Genehmigun-
gen), die andernfalls im Planfeststellungsver-
fahren einkonzentriert wären. Um die Vorteile 
der Planfeststellung zu nutzen, kann der Pro-
jektierer sich auch proaktiv für ein fakultatives 
Planfeststellungsverfahren entscheiden und ei-
nen entsprechenden Antrag bei der zuständi-
gen Behörde stellen (§ 43 l Abs. 3 EnWG). Die 
Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP-Pflicht) entfällt bei Leitungen mit einem 
Durchmesser kleiner 300 mm.

Bei Leitungsvorhaben mit einem Durchmesser 
von mehr als 300 mm ist ein Planfeststellungs-
verfahren durchzuführen (§ 43 l Abs. 2 EnWG). 
Bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen 
(darunter keine Pflicht zur Öffentlichkeitsbe-
teiligung mangels Pflicht zur Durchführung ei-
ner Umweltverträglichkeitsprüfung, Vorliegen 
privatrechtlicher Einverständnisse) kann statt-
dessen die Plangenehmigung gewählt werden. 
Bei Leitungen mit einer Länge von weniger als 

Begriffserklärung
Die Konzentrationswirkung in Genehmigungsverfahren bedeutet, dass mit der 
Erteilung einer Hauptgenehmigung automatisch alle erforderlichen weiteren Ge-
nehmigungen und Zulassungen als erteilt gelten. Dadurch werden parallele Ver-
fahren vermieden und die Prüfung aller relevanten rechtlichen Anforderungen 
erfolgt innerhalb eines einzigen Verfahrens.

Die Präklusionswirkung besagt, dass ein Recht oder Anspruch, der nicht in-
nerhalb einer festgelegten Frist geltend gemacht wird, verfällt und nicht mehr 
durchgesetzt werden kann. 

Ein Planfeststellungsbeschluss kann enteignungsrechtliche Vorwirkung haben, 
wodurch der Plan für ein späteres Enteignungsverfahren bindend wird. Er muss 
dem Träger des Vorhabens, den betroffenen Personen und denen, über deren Ein-
wendungen entschieden wurde, zugestellt werden. Die Vorwirkung betrifft nicht nur 
Grundeigentümer, sondern auch Personen mit Rechten an einem Grundstück, auf 
das der Planungsträger zugreifen möchte. Sie führt dazu, dass im Enteignungsver-
fahren keine Einwendungen gegen das Vorhaben mehr erhoben werden können.

INFORMATION

Das Planfeststellungsverfahren zeichnet sich 
dadurch aus, dass es eine Konzentrationswir-
kung, eine enteignungsrechtliche Vorwirkung 
und eine Präklusionswirkung entfaltet. Zudem 
ist bei diesem Verfahren die Möglichkeit eines 
vorzeitigen Baubeginns (§ 44c EnWG) eröff-
net. Gleichzeitig ist eine Öffentlichkeitsbetei-
ligung sowie die Erstellung eines Berichts über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung erforder-
lich – was wiederum einen größeren Zeit- und 
Arbeitsaufwand bedeutet. Diese Merkmale soll-
ten berücksichtigt werden, wenn für den Pro-
jektierer die Möglichkeit eines Antrags auf ein 
fakultatives Planfeststellungsverfahren eröff-
net ist. In Abhängigkeit von den spezifischen 
Merkmalen des Einzelvorhabens kann entwe-
der die Beantragung der notwendigen Einzel-
genehmigungen oder die Wahl eines fakultati-
ven Planfeststellungsverfahrens vorteilhafter 
sein.

65energie | wasser-praxis 04/2025



Genehmigung von Umstellvorhaben

Im Fall der Umstellung einer bestehenden Gas-
leitung auf den Transport von Wasserstoff 
greift die Zulassungsfiktion des § 43  l Abs. 4 
EnWG, um eine Verfahrenserleichterung zu er-
wirken (Abb. 2). Demnach gelten bisherige be-
hördliche Zulassungen für Gasversorgungslei-
tungen für den Transport von Wasserstoff fort. 
Notwendig ist es aber in jedem Fall, unabhängig 
von der Länge und Druckstufe der Leitung die 
Umstellung auf den Wasserstofftransport acht 
Wochen vorher bei der zuständigen Behörde 
(in der Regel die Energieaufsichtsbehörde) an-
zuzeigen (§ 113c Abs. 3 EnWG). Auf diese Wei-
se soll sichergestellt werden, dass die besonde-
ren Eigenschaften von Wasserstoff bei der Lei-
tungssicherheit berücksichtigt werden. Dem-
entsprechend ist die wichtigste Unterlage, wel-
che der Anzeige beigefügt werden muss, die 
gutachterliche Äußerung eines Sachverständi-
gen, aus der hervorgeht, dass die angegebene 
Beschaffenheit der genutzten Leitung den An-
forderungen des § 49 Abs. 1 EnWG entspricht. 
Ein Verzeichnis der nach DVGW CERT GmbH 
zertifizierten Personen nach dem DVGW-Ar-
beitsblatt G 100 [2] (d. h. Sachverständige) ist 
online [3] zu finden. Diese Anzeige betrifft 
einzig die Maßnahme des Austauschs des 
Transportmediums von Erdgas hin zu 100 Pro-
zent Wasserstoff.

Einzelgenehmigungen/fakultatives
Planfeststellungsverfahren**
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Abb. 2: Umstellung von 
ehemaligen Gasleitun-
gen auf Wasserstoff
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Bei der Genehmigung von Wasserstoff- 
leitungen gibt es Optimierungspotenziale,  
mit denen die entsprechenden Prozesse  

beschleunigt und vereinfacht werden können.

Sind vorher technische oder bauliche Änderun-
gen oder Erweiterungen an der umzustellenden 
Gasleitung durchzuführen, um diese für den 
Wasserstofftransport tauglich zu machen, ist 
es entscheidend, ob diese als „unwesentlich“ 
gemäß § 43f Abs. 1 EnWG eingestuft werden: 
Sind die Änderungen/Erweiterungen unwe-
sentlich, so reicht eine Anzeige bei der zustän-
digen Planfeststellungsbehörde. Sind jedoch 
„wesentliche“ Änderungen/Erweiterungen vor-
zunehmen, dann werden diese im Planfeststel-
lungsverfahren genehmigt (Abb. 2).

Eine Änderung/Erweiterung ist unwesentlich, 
wenn gemäß § 43f Abs. 1 EnWG drei Kriterien 
kumulativ erfüllt sind:

• Es ist keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen,

• andere öffentliche Belange sind nicht berührt 
oder die erforderlichen behördlichen Ent-
scheidungen liegen vor und stehen dem Plan 
nicht entgegen und

• Rechte anderer werden nicht beeinträchtigt 
bzw. es wurden mit den vom Plan Betroffe-
nen entsprechende Vereinbarungen getrof-
fen.

Punkt 1 kann bei jedem Vorhaben als erfüllt be-
trachtet werden, da gemäß § 43f Abs. 2 Nr. 1 
EnWG eine Umweltverträglichkeitsprüfung für 
Umstellvorhaben niemals erforderlich ist. Zu 
Punkt 3 empfiehlt es sich, bereits vor der An-
zeige der Änderung/Erweiterung die entspre-
chenden privatrechtlichen Vereinbarungen mit 
den betroffenen Privatpersonen auszuhandeln.

Auf der Grundlage der vom Antragsteller ein-
gereichten Unterlagen prüft die zuständige Be-
hörde, ob alle drei Voraussetzungen erfüllt sind, 
und trifft innerhalb von einem Monat nach An-
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tragstellung (§ 43f Abs. 4 EnWG) eine 
Ermessensentscheidung über die Frei-
stellung von einem förmlichen Verfah-
ren (d. h. Planfeststellungsverfahren).

Rechtliche  Unsicherheit 
der Genehmigung

Eine rechtliche Unsicherheit ist, dass 
die Definition einer wesentlichen Än-
derung laut dem EnWG von der Erfül-
lung der drei Kriterien nach § 43f 
Abs. 1 EnWG (oben erläutert) abhängt 
und im Ermessen der Behörde liegt. 
Gleichzeitig ist die bloße Umstellung 
des Transportmediums von Erdgas auf 
Wasserstoff zwar keine wesentliche 
Änderung nach dem EnWG, wird je-
doch im DVGW-Regelwerk als wesent-
liche Änderung definiert. Diese Um-
stände könnten zu Unklarheiten füh-
ren. Zumindest seitens des DVGW- 
Regelwerks wird bereits an einer Klä-
rung gearbeitet. Zur Einstufung nach 
dem EnWG wird es mehr Anhalts-

punkte geben, sobald einige Präze-
denzfälle vorliegen.

Ein weiterer Punkt ist die Übergangs-
regelung nach § 113c Abs. 3 EnWG, die 
dazu führt, dass jede Umstellung (egal 
welche Netzebene und Leitungslänge) 
bei der zuständigen Energieaufsichts-
behörde angezeigt und die gutachter-
liche Äußerung eines Sachverständigen 
vorgelegt werden muss. Dies führt zu 
einem unverhältnismäßigen Aufwand 
und wird in der Praxis sehr wahrschein-
lich zu Kapazitätsengpässen bei der 
 begrenzten Zahl an Sachverständigen 
führen, was die Umsetzung erheblich 
erschwert. Die Regelung wurde ur-
sprünglich geschaffen, um den sicheren 
Betrieb der Wasserstoff-Netzinfra-
struktur während der Übergangsphase 
zu gewährleisten. Mittlerweile sind al-
lerdings spezifische technische Regeln 
ausgearbeitet, die die Sicherheit aus-
reichend gewährleisten. Demzufolge 
wäre eine Streichung der Übergangs-

regelung nach § 113c Abs. 3 EnWG 
sachgerecht, wenn der Geltungs bereich 
der Gashochdruckleitungsverordnung 
(GasHDrLtgV) auf Wasserstoffnetze 
erweitert wird [4].

In den Bauordnungen der Bundeslän-
der gibt es Regelungen, die bestimmte 
Leitungen der öffentlichen Gasversor-
gung von genehmigungsrechtlichen 
Anforderungen ausnehmen. Dies be-
trifft insbesondere Bauanträge oder 
spezielle Baugenehmigungen, die für 
andere Versorgungsleitungen erforder-
lich wären. Diese Ausnahme basiert auf 
der allgemeinen Bedeutung von Gas-
versorgungsleitungen für die öffentli-
che Infrastruktur und die Versorgungs-
sicherheit. Mit dem zunehmenden Aus-
bau von Wasserstoffnetzen stellt sich 
jedoch die Frage, ob diese Ausnahme 
auch für Wasserstoffleitungen gilt oder 
ob sie als neue Kategorie betrachtet 
werden müssen, da die bestehenden 
Bauordnungen von „Leitungen der B
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öffentlichen Gasversorgung“ sprechen, ohne 
Wasserstoff explizit zu erwähnen. Da sich die 
Wasserstoffnetze derzeit im Aufbau befinden, 
wurde eine eindeutige Zuordnung in den aktu-
ellen Bauordnungen noch nicht vorgenommen.

Weiterhin erscheint es so, als ob aktuell eine 
Uneinigkeit über die Planfeststellungspflicht 
für Wasserstoffleitungen mit einem Nenn-
durchmesser von DN 300 bei den Behörden be-
steht. Der Gesetzestext des § 43 Abs. 1 Nr. 5 
EnWG definiert die Planfeststellungspflicht für 
„Gasversorgungsleitungen mit einem Durch-
messer von mehr als 300 mm“, ohne klarzustel-
len, ob es sich um den Innen- oder Außen-
durchmesser handelt. Nach gängiger Literatur-
auslegung [5] bezieht sich die gesetzliche Re-
gelung auf den Innendurchmesser, weshalb 
DN-300-Leitungen planfeststellungspflichtig 
sind. Allerdings zeigen sich in der Praxis unter-
schiedliche Herangehensweisen seitens der Be-
hörden – einige fordern auch bei DN 300 kein 
Planfeststellungsverfahren. 

Optimierungspotenziale im 
 Genehmigungsprozess

Neben den bereits erläuterten rechtlichen 
 Unsicherheiten gibt es weitere Optimierungs-
potenziale, um die Genehmigung von Wasser-
stoffleitungen zu vereinfachen und zu beschleu-
nigen. Insbesondere ist es wichtig, die Digitali-
sierung voranzutreiben und bundeseinheitliche 
Standards zu etablieren, um unterschiedliche 
Herangehensweisen in den einzelnen Bundes-
ländern zu vermeiden (u. a. verschiedene An-
forderungen an Antragsunterlagen). Hier setzt 
das am 29. Mai 2024 im Bundeskabinett be-
schlossene Wasserstoffbeschleunigungsgesetz 
(Entwurf) [6] an, das Planungs- sowie Geneh-
migungsverfahren beschleunigen, vereinfachen 
und zu digitalisierten Antrags- und Entschei-
dungsprozessen verpflichten soll. In diesem 
Zusammenhang gibt es bereits eine Initiative 
zur Entwicklung einer digitalen Planungs- und 
Genehmigungsplattform für das Wasserstoff-
kernnetz, deren Inbetriebnahme bis April 2025 
vorgesehen ist und die bis Ende 2025 schritt-
weise erweitert wird [7]. Es ist geplant, dass 
die Plattform allen Kommunen, Ländern und 
Bundesbehörden zur Verfügung steht und  somit 
eine einheitliche Vorgehensweise auf Bundes-
ebene eingeführt wird.

Neben der Standardisierung und Digitalisie-
rung ist es vor allem wichtig, allen beteiligten 
Akteuren das notwendige Fachwissen bereitzu-

stellen, um eine effektive Umsetzung der Was-
serstoffprojekte zu ermöglichen. Dazu sollen 
die in PORTAL GREEN und PORTAL GREEN II 
erstellten genehmigungsrechtlichen und tech-
nischen Leitfäden für Leitungs- und Erzeu-
gungsvorhaben beitragen. Daneben ist es aber 
auch sinnvoll, gezielte Schulungen – insbeson-
dere für Behördenmitarbeiterinnen und -mit-
arbeiter – zur Genehmigung von Wasserstoff-
vorhaben anzubieten, um sicherzustellen, dass 
Entscheidungsprozesse beschleunigt und ein-
heitliche Bewertungsmaßstäbe angewendet 
werden. Zusätzlich könnten Genehmigungs-
lotsen (Ansprechpartner mit Fachexpertise) 
etabliert werden, die zur besseren Orientie-
rung in komplexen Genehmigungsverfahren als 
Ansprechpartner fungieren und Antragsteller 
durch die Verfahrensschritte leiten könnten. P
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Für mehr Informationen besuchen Sie:  
shop.wvgw.de oder fragen Sie unseren Kundenservice:  
Tel.: +49 228 9191-40 E-Mail: info@wvgw.de

Das H2-Regelwerk
Mit dem H2-Regelwerk des DVGW agieren Sie

  rechtssicher
  auf dem aktuellen Stand der Technik
  kostenoptimiert und effizient

 
Abonnieren Sie jetzt das H2-Regelwerk und erhalten 
Sie Zugriff auf alle DVGW-Regeln für den leitungs-
gebundenen Einsatz von Wasserstoff.


